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Deutſchland. 

Berlin, 21. Januar. Einige liberale Blätter enthalten 

die Mittheilung, daß von dem Kriminal-Senat das Kammergericht 

in der Angelegenheit des Abg. Tweſten ein Termin in zweiter 

Inſtanz auf den 27. d. angeſetzt worden jet. Dies fol nach dle⸗ 

fen Blättern verfaſſungswidrig fein, da nach 8. 84 der Berfafjung 

fein Abgeordneter ohne Genehmigung des Abgeordnetenhauſes wäh⸗ 

rend der Dauer der Seſſton zur Unterſuchung gezogen oder ver⸗ 

haftet werden könnt. Dieſe Stelle paßt aber nicht auf den vor⸗ 

liegenden Fall, wenn nicht wieder eine demokralſſche Auslegung der 

Verfaſſung vorliegen ſoll. Es handelt ſich in der Tweſten'ſchen 

Angelegenheit bekanntlich nicht um die Einleitung einer neuen 

Unterſuchung, ſondern um die Fortführung eines ſeit längerer Zeit 

ſchwebenden Verfahrens. Hlerher gehörig könnte indeſſen eine 

weiter unten folgenden Stelle deſſelben Verfaſſungs-Paragraphen 

fein, wonach das Strafverfahren gegen ein Mitglied der Kammer 

für die Dauer der Sitzungen eingeſtellt werden muß, wenn es die 

Kammer verlangt. Da nun aber das Abgeordnetenhaus die einft- 

wellige Einſtellung des Verfahrens gegen den Abg. Tweſten nicht 

verlangt bat, ſo iſt auch gegen die Anſetzung eines weiteren Ter⸗ 

mins in feiner Angelegenheit vom Standpunkte der Verfaſſung aus 

nichts einzuwenden. — Da in Folge der Regulirung der Donau- 

Mündungen der Handelsverkehr in den dortigen Gegenden ſehr 

zugenommen hat, ſo wäre es ſehr wünſchenswerth, daß dle türkiſche 

Regierung die Durchfuhr der Schiffe durch den Bosporus 

auch zur Nachtzeit geſtattete. Bis jetzt haben nur die Lloyd⸗Dam⸗ 

pfer das Prlvileglum, den Bosporus und die Dardanellen bel 

Nachtzelt zu paſſiren. Wie wir hören, find von den europäl- 

ſchen Geſandten bel der Pforte Vorſtellungen gemacht worden, 

die in Frage ſtehende Durchfuhr zu bewilligen, und iſt zu hoffen, 

daß dem ausgeſprochenen Wunſche Rechnung getragen werde. — 

Das deutſche Seeweſen hat feit Begründung des norddeutſchen 

Bundes einen noch größern Auſſchwung genommen. Es liegen 

verſchledene Anzeſchen davon vor. In Hamburg iſt ein allgemeiner 

deutſcher nautlſcher Verein in der Bildung begriffen. Dann hat 

auch das Rettungeweſen zur See Fortſchritte gemacht. Die Geſell⸗ 

ſchaft zur Retiung von Schiffbrüchigen bat an den deutſchen Nordſce⸗ 

Küſten ſoviel Stationen errichtet, als es ihre Mittel geſtatten. 
Ihre Bemühungen find auch mit Erfolg gekrönt geweſen, inſofern 

durch ibre Rettungsanſtalten während des ſtürmiſchen Jahres 1867 

200 Menſchenleben dem Wellengrabe entriſſen worden find, Endlich 

iſt auch die deutſche Setfiſcherei mehr im Aufblühen begriffen. 

Zum Betriebe derſelben in der Nordſee haben ſich bereits 3, in 

der Oſiſee 2 Geſellſchaften gebildet. Es iſt Hoffnung vorhanden, 
daß das deutſche Seeweſen immer mehr Leben und Bewegung ge⸗ 
winnt. — In Folge der Aufforderung des „Hilfesverelne für 
Oſtpreußen“ haben ſich ſämmtliche landwirthſchaftliche Vereine 
in den Reglerungsbezitken Königsberg und Gumbinnen bereit er⸗ 
Härt, die Vertheilung der eingehenden Gaben, ſoweit dies verlangt 
wird, zu übernehmen. Auch hat ſich die landwirthſchaftliche Central- 
ſtelle für Oſtpreußen anheiſchig gemacht, die Gaben an die be- 
treffenden landwirthſchftlichea Vereine zu dirigiren. Bereits ſind 


belangreiche Gaben durch die Hände des Vereins gegangen. — Das 


Schreiben des Generallientenant von Troſchke an den 
Präſidenten des Abgeordnetenhauſes v. Forckenbeck, worin derſelbe 
die betreffenden Aeußerungen dis Abg. Virchow für unwahr erklärt, 
if wieder ſehr bezeichnend für das Treiben der Fortſchrittspartel. 
Bekanntlich hat Hr. Dr. Virchow behauptet, der Gen. v. Doſchke 
babe zu den Mitgliedern des Comlts'e In Inſterburg geäußert: 
„die Herren vom Comité ſähen ja ſo wohl aus, daß man un- 
möglich an einen ſo großen Notbſtand in der Provinz glauben 
könnte“, Es gebt aus dieſem Vorgang zweierlei, hervor, 1) daß 
die Fortſchrittepartel bei ihrem Treiben ſelbſt das Mittel der Er⸗ 
findung und Eniſtellung der Thatſachen nicht ſcheut und daß daher 

2) die Nachrichten und Darflelungen der demokratiſchen Partei 
von vornherein immer mit dem größten Mißtrauen aufgenommen 
werden müſſen. — Der Gang der Verhandlungen des Abge- 
ordneten hauſes hat in letzter Zeit einen jo langſamen und 
langwetligen Gang genommen, daß bei Fortſetzung dieſes Tempos 
die Sitzungen etwa bis Oſtern dauern würden. Es hat ſich in⸗ 
deſſen gegen dleſen Gang eine jo allgemeine Mißſtimmung erhoben, 
daß eine Beſchleunlgung der Berathungen hoffentlich um jo mehr 
eintreten wird, als ſich dafür auch der Präſident v. Jorckenbeck aus 
geſprochen hat. 

Berlin, 21. Januar. Das ultramontane „Mainzer Jour- 
nal" laßt ſich aus Berlin ſchreiben, der König habe einer Depu⸗ 
tation aus Culm und Ermeland, die ihm am 14. Januar elne 
Adreſſe zu Gunſten der weltlichen Macht des Papſtthums überr 
reichte, u. A. Folgendes erwidert: „Nach feiner Ueberzeugung jet 
die Sicherſtellung der weltlichen Macht des Papſtes nothwendig, 
und er habe, jo wie es auch von anderer Seite geſchehen, in die⸗ 
ſer Bezlehung Schritte gethan, um das ſichtbare Oberhaupt der 
katholiſchen Kirche in feiner Selbſtſtändigkeit zu ſchüßen. Es lönn⸗ 
ten ſeinerſeſts freilich nur moraltſche Mittel angewendet werden, 
da die geographiſche Lage Preußens die Anwendung materieller 
Mittel nicht geſtatte. Gegenwärtig ſcheine aber auch dem Papſte 
die befürchtete Gefahr nicht zu drohen, da die Souveräne Europa's 
eine Vergewaltigung diſſelben nicht dulden würden, und er hofft, 
daß den ‚vereinten Bemühungen die Sicherſtellung der Selbſiſtän⸗ 
digkeit des Papſtes gelingen werde.“ 

— In der nattonal-liberalen Fraktlon ſtimmte geftern Abend 
nach langer Debatte eine bedeutende Majorität für Annahme der 
Verträge mit den Depoſſedirten. Ein Theil der Fraktion erklärte, 
noch nicht ſchlüſſig zu ſein und enthielt ſich der Abſtimmung. 

— Neuerdings ſind namentlich in der Provinz Brandenburg 
mehrfach Jälle vorgekommen, wo jüdiſche Handelöleute an Sonn- 


die Polizei ein Wenig geſchickt wäre, 
5 5 welche unter polizeilicher Auſſicht ſtänden, öffentliche Lokale unſicher 
machten. 


die Fortſchrittspartei niedergehalt 


rität zu ſchaffen, werde er 


führungen bei dieſer Gelege 
nur darauf ein, wenn er 
daß man einer Regi n Vorwurf machen könne, 
einer ſchroffen Part } 

aus der konſervative 
Anſprüche, welche die {übe 
Collande: Er freue ſich 
daß ohne kräftige Polizei it 


tagen durch Nachfrage nach Wol „Getreide u. ſ. w. die Produ⸗ 
zenten zu Geſchäftsabſchlüſſen hergusforderten. Da ſolche Störung 
der Sonntagefeler um ſich zu ae droht, jo hat das K. Ober- 
Präſidium dleſer Provinz die Landräthe und Pollzeiverwaltungen 
durch eine Verfügung e das Verbot des Hauſtrhandels 
an Sonn- und Feſttagen mit der nöthigen Strenge aufrecht zu 
erhalten. Auch den Konſiſtorſen iſt von dleſer Verfügung Kenntniß 
gegeben worden. = 
— Bon den Abgg. Baſſenge, v. Bennigſen und Krieger 
(Samter) als Kommifjarien des Hauſes für die Vorberathung des 
Etats der indirekten Steuern wird folgender Antrag eingebracht: 
„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die Königl. Staats 
regterung aufzufordern, dem Landtage einen Geſetzentwurf vorzu⸗ 
legen, durch welchen die Zeitung: jelfteuer vom 1. Januar 1869 
ab in Wegfall gebracht wird“. 
Berlin, 21. Januar. (Hau Abgeordneten.) 33. Sitzung. 
iung um 10½ Uhr. Am Mini⸗ 
iſſare. Später erſchienen die Mi⸗ 
€ SR w. -— Die Bänke des Haufes, 
ch beſetzt. 
des Abg. v. Bonin ein geſetzlicher Regelung der 
en ſoll durch Schlußberathung erledigt werden. Der 
Präſident ernennt zum Referenten den Abg. Windthorſt (Meppen.) — Die 
Tagesordnung führt zur Fortſetzung der Vorberathung des Etats des Mi⸗ 
niſteriums des Innern. — Die Titel 14—18 werden genehmigt. — Zu 
ntereſſe der Polizei) nimmt zuerſt 


Der Antra 
Stelvertretungstof 


könne, als geleiftet werde, und zwar r. 


(Der Redner kommt d 


auf die frühere Aenßerung des 
Miniſters des Innern zurück, d 


3 fich zum Verdienſt angerechnet habe, 
haben, und ſagt da:) Wenn nun 
mern berufen würde und derſelbe ver⸗ 
haltung der konſervativen Partei? 
hräthe dadurch gexathen? Der Herr 
ft der liberalen und der Fortſchritts⸗ 
Rerkſam machen, daß auch gegen die 
er agitirt worden ſei Daraus, daß 
Aungen ſei, im Haufe ſich eine Majo⸗ 
ſolche Zuſtände nicht haltbar ſeien. 

Eulenburg: Er ſei auf ſolche Aus⸗ 
licht vorbereitet geweſen; er gehe auch 
veranlaßt werde. Er glaube nicht, 


einmal ein liberaler Miniſter d 


Miniſter des Innern 


genwärtigen. Dieſelbe ſei 
© verkenne aber nicht die 
könne. — Abg. v. Mitſchke⸗ 
er Anſicht gekommen ſeien, 
| j szukommen ſei. Der Haupt- 
Uebelſtand ſei der, daß die Polizei gewiſſermaßen zur Rolle der Denun- 
cianten herabgedrückt ſei, 9 daß ihr das Recht zu ſtrafen genommen 
worden. Der Schutzmann müßte ein größeres Recht zum Waff ngebranch 
haben. Die konſervative Partei würde einen Druck ſeitens der Regierung 
nicht fürchten; ſollte jemals ein Miniſterium die konſervative Partei nieder⸗ 
halten wollen, ſo würden die Landräthe ſofort ihren Abſchied nehmen. 


(Heiterkeit) — Abg. Frhr. v. Hoverbeck: Er hätte gewünſcht, daß der 


Abg. v. Unruh auch gegen den geheimen Fonds ſtimmen würde. Die 
Fortſchrittspartei ſtimme gegen benjelben, weil fie die Bewilligung deſſelden 
als ein Vertrauensvotum für das Miniſterium anſehe. Wenn ein Mini⸗ 
ſterium offen erkläre, daß es einen Haupttheil ſeiner Thätigkeit darin ge- 


funden habe, auf die Wablen einzuwirken und die Fontſchrittspartei nieder⸗ 
zuhalten, ſo könne das Miniſterium nicht das Vertrauen verlangen, welches 
in der Bewilligung des geheimen Fonds liege. (Zuſtimmung links.) Daß 
das Anſehen der 
Wenn die Polizei zur Niederhaltung einer politiſchen Partei gemi 


olizei im Lande gelitten habe, das wolle er glauben. 
ö braucht 
werde, ſo leide darunter das Anſehen der Polizei. Er bitte deshalb, gegen 


den geheimen Fonds zu ſtimmen. 


Abg. Lasker erörterte zunächſt die Differenz zwiſchen der Fortſchritts⸗ 


partei und den National⸗Liberalen und erklärt dann, daß er und feine Par⸗ 


tei nie gegen dieſen Fonds, ſondern ſtets gegen den geheimen Preßfonds 
geſtimmt hätten. Wäre ſich jedes Mitglied der Polizei bewußt, daß es nur 
auf dem Geſetze ſtehe, jo würde ſich das Anſehen der Polizei von ſelbſt 
erhöhen. — Abg, Kantak: Er und ſeine Freunde ſtimmten gegen den 
Fonds, weil derſelbe in der Provinz Poſen zur Hervorrufung von Hoch⸗ 
verraths⸗Prozeſſen, Fälſchung von Papieren 2c. gebraucht wurde. —. Abg. 
Graf Schwerin: Man könne die Berechtigung der liberalen Partei auer- 
kennen und dennoch in Deus auf die innere Politik ſich von der Fort⸗ 
ſchrittspartei entfernen. Die Frage des Vertrauens oder Mißtrauens zum 
Miniſterium wolle er hier nicht zur Geltung bringen, er ſtimme für den 

onds, weil er nicht entbehrt werden könne, jet das Miniſterium konſerva⸗ 
tiv oder liberal. — Abg. Frhr. v. Hoverbeck: Der Fonds ſoll im In⸗ 
tereſſe des Staates verwendet werden; es könne aber Niemand dafür gar 
rantiren, daß eben ſolche Zwecke damit verfolgt werden. — Die Diskuſſion 
wird hiermit geſchloſſen und der Fonds genehmigt. — Zu Tit. 20—24 
(Landgendarmerie) liegt ein Antrag des Abg. v. Bon in (Genthin) vor: 
„die Staatsregierung aufzufordern, einen Geſetz⸗Vorſchlag, betr. die ander⸗ 
weile Organisation der Land⸗Gendarmerie den beiden Häuſern des Lande 
tags baldmöglich vorzulegen.“ — Eine Reihe von Anträgen des Abg. Aß⸗ 
mann zielen auf die Abſetzung aller im Erat angeſetzten Mehrausgaben für 
die Brigadiers, Diſtrikts⸗Offizlere u. ſ. w. 

An der folgenden Diskuſſton betheiligen ſich die Abgg. Janſen, von 
Bonin, Aßmann, der Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Rath v. Kehler, Abgg. 
Stavenhagen, Tweſten und der Miniſter des Innern. Letzterer erklärt, 
daß er eine militäriſche Organiſation des Korps ſo weit für nothwendig 
halte, um daſſelbe in Ordnung zu halten. Er ſtimme mit dem Hauſe 
darin überein, daß eine zu große Zahl von Offizieren nicht zu empfehlen 
ſei, und er verſoreche, auf die Vereinfachung der militäriſchen O gauiſation 
hinzuwirken, ſo viel in feinen Kräften ſtehe. Die durch den Etat beantragte 
Aenderung führe ſchon einen beſſeren Zuſtand herbei, als der frühere ge⸗ 
weſen ſei. — Die Anträge Aßmanns werden hierauf in allen Punkten an⸗ 
genommen, eben ſo der Antrag des Abg. v. Bonin. 

Es wir) darauf zu dem Etat der Straf-, Beſſerungs⸗ und Geſange⸗ 
nen⸗Anſtalten übergegangen. Tit. 26. Beſoldungen 627,028 %, Remu⸗ 
nerationen u. |. w. 7500 % Tit. 17. Bureaukoſten 13,173 . Bur 
Unterhaltung der Oekonomie 1,129,450 ., Dispoſitionsfonds 36,565 %. 


Hierzu beantragt der Abg. Windthorſt (Meppen), die Verwaltung der 


Strafanſtalten aus dem Reſſort des Miniſteriums des Innern in das 
Reſſort des Juſtizminiſteriums zu übernehmen. —- Abg. v. Salzwedell 
bleibt unverſtäͤndlich; er ſcheint ſich gegen den Antrag auszuſprechen. — 
(Bice-Präfident Köller hat unterdeſſen das Präſidium übernommen). — 
Reg.⸗Komm. v. Eichhorn: Die Regierung kann ſich dem vorliegenden 
Ankrage nicht anſchließen. Schon früher hat man Verſuche gemacht, die 
Strafanſtalten dem Reſſort der Juſtizverwaltung zu überweiſen; dieſe Ver⸗ 


1 Zeitung. 


voch, den 22. Januar 


duld links. 
Recht zu ſprechen, ſo lange ich will; wenn ich hier Ihre Reden Stunden 
lang anhören muß, ſo darf ich auch ſprechen, ſo lange ich will), iſt die Ein⸗ 
zelhaft, doch will ich mir nähere Ausführungen erſparen, da ich ſchon bei 
der Berathung des Etats des Juſtizminiſteriums darüber geſprochen. — 
Abg. Windthorſt (Meppen): Mein Antrag bezweckt, die Verwaltung der 


Zreis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj, 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12%, Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


ſuche haben jedoch den davon gehegten Erwartungen nicht entſprochen. Als 
Grund für den Antrag führt man die Nothwendigkeit an, daß der Richter 
die Garantie baben müſſe, daß die Verwaltung in der vom Geſetze vorge⸗ 
ſchriebenen Weiße geführt werde. Dieſe Garantie iſt aber auch jetzt dadurch 
gegen, daß die Präfidenten der Appellationsgerichte das Recht haben, die 
Strafanſtalten von Zeit zu Zeit zu revidiren, wodurch ihnen gleichzeitig 
Gelegenheit wird, ſich über die Folgen der Straſvollſireckung zu vergewiſſern. 
Außerdem ſprechen aber auch eine Menge Zweckmäßigkeitsgründe dafür, die 
Strafanſtalten unter dem Reſſort des Miniſteriums des Juuern zu bee 
laſſen; zunächſt kommen in der Verwaltung derſelben eine Menge anderer 
Fragen ins Spiel, die ſich dieſem Reſſort viel natürlicher unterordnen und 
ſodann würde der Geſchäftsgang bei Durchführung des Antrages außer⸗ 
ordentlich ſchwerfällig werden. Ich bitte Sie deshalb, den Antrag abzu⸗ 
lehnen. — Abg. Dr. Eberty: Die Einwendungen des Herrn Kommiſſars 
verſchwinden dem Grundſatz gegenüber, daß der Richter nicht nur für das 
Urtheil, ſondern auch für die Strafvollſtreckung einzuſtehen hat. — Redner 
giebt hierauf eine geſchichtliche Entwickelung der verſchiedenen Strafanſtalts⸗ 
Syſteme und kommt endlich auf die Anſtalt in Moabit, die er als durch⸗ 
aus mangelhaft darſtellt. Seitdem der jetzige Gefängnißdirektor Wilke die 
Leitung übernommen, babe ſich der Geſundheitszuſtand weſentlich verſchlech⸗ 
tert. Die Beſchaftigung im Freien, die in Rawicz vorzügliche Reſultate 
ergeben, habe der Beſchäftigung in geſchloſſenen Räumen Platz gemacht; es 
herrſche eine übertriebene Sparſamkeit. Zudem beſtehe die eine Klaſſe der 
Aufſeher aus Zöglingen des rauhen Hauſes, welche die Gefangenen zur 
Buße zu erziehen ſuchten und dadurch nur Scheinheiligleit und Heuchelei 
beförderten. Alle dieſe Mittheilungen ſeien ihm aus zuverläſſiger Quelle 
zugegangen, und wenn er auch nicht mit poſttiven Beweiſen hervortreten 
wolle, jo würde doch eine Unterſuchungs⸗Kommiſſton die Wahrheit ſeiner 
Behauptungen erweiſen. Eine gründliche Reform laſſe ſich bei einem ge⸗ 
theilten Regime, wie es jetzt beſtehe, nicht durchführen. 

Abg, Stroſſer gegen den Antrag Windhorſt und ſpeziell gegen 
Eberty: Mit der bloßen Humanität kommt man Verbrechern gegenüber nicht 
durch und es handelt ſich nicht bloß um die Vollſtreckung der „ trafe, ſon⸗ 
dern auch um den Verſuch ihrer Beſſerung. Es iſt ſchwer, tüchtige Beam⸗ 
ten zu bekommen, da die Gehälter verhältnißmäßig gering und die Arbeit 
eine ſehr anſtrengende iſt. Die Behauptung, daß ſich der Geſundheitszu⸗ 
ſtand verſchlechtert habe, daß viele Wahnſinnsfälle vorgekommen ſeien, kann 
ich nicht apodiktiſch widerlegen, da ich nur das behaupte, was ich beweiſen 
kann; es wäre auch gut, wenn der Herr Vorredner für ſeine Behauptun⸗ 
gen Beweiſe angeführt hätte. (Sehr richtig, rechts.) Nach meinen Erfah⸗ 
rungen haben umgekehrt in den Strafanſtalten mit gemeinſamer Haft mehr 
Fälle von Wahnſinn ftaıtgefunden, als in denen mit Einzelhaft. Des Rich⸗ 
ters Sache iſt die Unterſuchung des Verbrechens, die Rechtſprechung, aber 
die Straſvollſtreckung iſt jetzt jo ſehr in das Gebiet der Verwaltung über⸗ 
gegangen, daß ich glaube, die Jurien könnten von ihren Kenntniſſen in 
einer ſolchen Stellung keinen Gebrauch machen. Die Heuchelei bringen die 
Leute in die Strafanſtalt mit hinein, die die Idee der Freiheit, nämlich der 
Freiheit zu rauben, zu ſtehlen u. j. w. mit hineinbringen. Der Gegen⸗ 
ſtand über den ich eigentlich ſprechen wollte — (Zeichen der größten Unge⸗ 
Redner nach links gewendet ſehr erregt: M. H., ich habe das 


Strafanſtalten in eine Hand zu legen und zwar in die des Juſtizminiſters. 
Ich ſtehe in dieſer Beziehung auf dem Standpunkte der Petition des Rhei⸗ 
niſch⸗Weſtfäliſchen Gefängniß⸗Geſellſchaft. Wenn den beſtehenden Mängeln 
bald und wirkſam abgeholfen werden ſoll, muß die Verwaltung der Straf⸗ 
vollſtreckung in eine Hand gelegt werden. Als das Kriminalgeſetz bier be» 
rathen wurde, hat man die Art und Weiſe der Vollziehung der Strafe nur 
nach ganz allgemeinen Geſichtspunkten feſtgeſtellt, weil man nicht die nöthige 
Zeit de zu hatte, oder über das Prinzip ſelbſt noch nicht zum Aoſchluß ge⸗ 
kommen war. — Eine baldige Regelung nach einem beſtimmten Prinzip 
iſt nöthig. Man wird, glaube ich, im Weſentlichen auf die Einzelhaft kom⸗ 
men, d. h. zu dem Prinzip, die Gefangenen nicht von aller Geſellſchaft ab⸗ 
zuſperren, aber von der ſchlechten, von der ihrer Mitgefangenen. (Beifall.) 
Von dieſem Standpunkte aus muß man reorganifiren. Bis jetzt gehört die 
Verwaltung der Gefangenanſtalten in einigen Provinzen zum Reſſort des 
Juſtiz⸗Miniſteriums: hieraus folgt nicht blos eine Ungleichheit in der Be⸗ 
handlung der Gefangenen, ſondern auch eine völlige Unklarheit über das 
einzuhaltende Prinzip. In einzelnen Gefängniſſen findet Einzelhaft, in an⸗ 
deren gemeinſame Haft ſtatt. Das kann nicht ſo fortgehen, es muß ein 
einheitliches Prinzip aufgeftellt werden, und zwar bald. Es find hierzu 
eine Maſſe Bauten nöthig; wenn nun nicht bald ein durchgehendes Prin⸗ 
zip aufgeſtellt wird, ſo werden viele Bauten unnütz ausgeführt und ſpater 
wieder verworfen. — Es iſt ferner nöthig, daß die Unterſuchungs⸗, 
die Straf- und die Zuchthaus» Gefangenen getrennt werden müſſen. 
Es kommen heut Fälle vor, was durchaus verwerflich iſt, daß Uuter⸗ 
ſuchungs⸗Gefangene in Gefängniſſe geſperrt werden, die nicht vergleichbar 
ſind mit Ställen für die Thiere. (Hört, hört!) In Hannover hat man 
das Einzelhaftſyſtem und überhaupt mannigfache Verbeſſerungen eingeführt, 
was bauptſachlich dadurch mit befördert wurde, daß die Verwaltung in 
einer Hand lag. — Es fragt ſich nun, in welcher Hand wir die Verwal ⸗ 
tung vereinigen wollen, und da ſchlage ich vor die Hand des Juſtizmini⸗ 
ſters. Es fällt mir natürlich nicht ein, hiedurch dem Miniſter des Innern 
irgend ein Mißtrauensvotum zu geben. Indeß hat der Minifter des In⸗ 
nern ja ſelbſt erklärt, daß er jo ſehr mit Arbeiten überlaſtet wäre; hier⸗ 
durch rechtfertigt es ſich ſchon, daß wir ihm eine Erleichterung gewähren. 
Der Juſtizminiſter hat allerdings wohl auch ſehr viel zu thun; ich bin aber 
der Anſicht, daß die organiſatoriſchen Arbeiten, die wir vom Miniſter des 
Innern erwarten, viel ſchwieriger find, als die des Juſtiz⸗Miniſters. — 
Dazu kommt aber noch der Grund, daß meiner Meinung nach diejenige 
Behoͤrde, welche eine Strafe erkennt, auch die Vollſtreckung derſelben über⸗ 
nehmen muß. Der Juſtizminiſter muß eine Garantie dafür haben, daß die 


Strafe in dem Geiſte und Sinne vollſtreckt wird, in dem ſie erkannt wor⸗ 


den iſt; er muß alſo einen Einfluß auf die Art und Weiſe der Ausfüh⸗ 
rung haben. Das iſt aber nicht auders möglich, als wenn die Verwaltung 
der Gefangen -⸗Anſtalten in feine Hand gelegt wird. (Beifall.) 
Der Schluß wird angenommen. Es folgen perſönliche Bemerkungen. 
Abg. Dr. Eberty: Dem Abg. Skroſſer bemerke ich, daß ich die Be⸗ 
weiſe für alle meine Behauptungen in Bezug auf die Gefongen-Anftalten 
in Moabit und Rawiez in Händen habe, dieſelbe aber aus bewegenden 
Gründen nicht mittheilen kann. Möge man Unterſuchungs⸗Kommiſſionen 
nach Rawiez und Moabit ſenden, jo wird man ſich leicht von der Richtig 
keit meiner Behauptung Überzeugen. — Abg. Stroſſer: Wenn der Abg. 
Eberty die Beweile in Händen hat, jo iſt es feine Ehrenpflich, ſie auch 
uns mittheilen. (Widerſpruch links.) Das kann jeder fagen. Ich habe die 
Beweiſe in Händen, kann ſte aber nicht mittheilen. (Große Unruhe links; 
+ 


Ruf: Zur Ordnung!) me 2 
en en Schluß folgt im Morgenblatt. 

Oldenburg, 18. man Pie in unſerem Hafenorte 
Elefleth beſtehende Schiffer und Rhederei-Geſellſchaft „Concordia“ 
batte beim vorigen Reichstage eine dabin gehende Petition, einge- 
bracht: daß baldigſt, ſpäteſtens aber bis zur Einführung der ge⸗ 
meinſamen Kauffahrteiflagge, die auf die ſpezlelle Heimatbeflagge 
beſchränkte Gültigkeit der Steuermanns- und Kapitänszeugniſſe be⸗ 
ſeltigt und auch für den geſammten Schifſerſtand aus ſelnen eigen 


> 


* 
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ſten Intereſſen zuſagende Frelzügigkeit geſchaffen werde. Der 
Reichstag beſchloß, die gedachte Petition dem Bundes-Präfldium 
mit dem Erſuchen zu überweifen, baldmöglichſt gemeinſame Beſtim⸗ 
mungen über die Erforderniſſe, welche zur Erlangung der Steuer⸗ 
manns- und Kapitänszeugniſſe für alle norddeutſchen Schiffe be- 
rechtigen, berbelzufübren. Das wird vielleicht zunächſt Veranlaſſung 
dazu gegeben haben, daß vor einiger Zeit ſämmtliche deutſche 
Seeuferſtaaten vom Bundeskanzleramte erſucht worden find, Mit- 
theilungen über die bei ihnen beſtehenden Prüfungsvorſchriften und 
über die von ihnen zur Ausbildung der Seeleute getroffenen Eins 
richtungen zu machen. In der Sache ſelbſt kann kein Zweifel ob⸗ 
walten. Indem die Handelsmarine nach Art. 54 der Bundesver- 
faſſung eine einbeitliche fein ſoll, und nachdem bereits über die 
Befugniß zur Fübrung der Bundes flagge bundesgeſetzliche Beftim- 
mungen getroffen find, auch nach $. 13 des Bundesgeſetzts über 
die Verpflichtung zum Kriegedienſte die Ablegung des Steuer- 
manns-Examens die Berechtigung zum einjährigen freiwilligen 
Dienfte in der Bundes-Marine gewährt, müſſen nothwendig über- 
einſtimmende Normen für die Befähigung zur Steuerung und zur 
Fübrung eines Serſchiffes vorhanden ſeln. Vielleicht wird ein dar⸗ 
auf abzlelendes Geſetz ſchon auf dem nächſten Reichstage zur Bor- 
lage kommen. Bis dabin mag es den einzelnen deutſchen See⸗ 
ſtaaten überlaſſen bleiben, über die gegenſeitige Anerkennung ihrer 
Steuermanns- und Kapitäns-Zeugniſſe ſich zu verſtändigen und jo 
eine dem Intereſſe der Schifffahrt entſprechende Tretzügigkeit des 
Schifferſtandes mit vielen oder wenigen ſchon jetzt unter ſich ein- 
treten zu laſſen. 

Dresden, 12. Januar. Die Abgeordnetenkammer berieth 
heute über eine bedeutende Anzahl von Petitionen der Landge- 
meinden, betreffend die Militärleiſtungen in Kriegszeiten auf dem 
Lande. Die Kammer faßte den Beſchluß, die Staatsregierung 
zu erſuchen, bei den kompetenten Organen des norddeutſchen Bun⸗ 
des mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln dahin zu wirken, 
daß das preußiſche Geſetz vom 11. Mal 1851, betreffend die Mi⸗ 
litärleiſtungen, abgeändert und daß auch bet allen für militäriſche 
Zwecke zu leiſtenden Dienſten eine angemeſſene Entſchädtgung ge⸗ 
zahlt werde. 

Stuttgart, 21. Januar. Die Abgeordnetenkammer lehnte 
bei der beute foctgeſetzten Berathung des Wehrgeſetzes ſämmtliche 
auf die Dauer der Präſenzzeit bezüglichen Anträge ab. Die Frage 
bleibt mithin bis auf Weiteres offen. Das Reſultat der Abſtim⸗ 
mungen rlef große Senſation hervor. 

München, 21. Januar. Kammer der Reichsräthe. Fort- 
ſetzung der Beratbung des Wehrgejeges. Die Kammer nahm von 
ihrem früberen Beſchluſſe, welcher eine vierjährige Dienſtzeit für die 
Reſerve feſtſetzte, Abſtand und genehmigte den bezüglichen Beſchluß 
der Abgeordnetenkammer, wodurch die Dauer der Rejerve-Dienftzeit 
auf nur drei Jahre firirt wird. In Betreff der Kavallerie be- 
barrte die Kammer jedoch einſtimmig bei ihren früheren Beſchlüſſen, 
welche für dieſe Truppengattung eine vierjährige Dienftzeit feſtſetz⸗ 
ten. Bezüglich des Avancementsgeſetzes wurde mit allen gegen 17 
Stimmen beſchloſſen, der Königlichen Erwägung anheim zu geben, 
ob und wie die Beförderung und Penſionirung der Dffiziere und 
Militärbeamten geſetzlich zu regeln jet. 

usland. 

Wien, 21. Januar. Die ungariſche Delegation hat Soms⸗ 
ſich zu ihrem Präſtdenten gewählt. 

— Die Delegation des Reichsraths bat ihren Geſchaftsord⸗ 
nungsentwurf en bloc angenommen. Sodann wurden die Schrift- 
führer und Ordner gewählt und die Vollmachten der Mitglieder 
gewählt. — Das vom Reiche finanz mintſter Freiberrn von Becke 
der Reicheraths - Delegation vorgelegte Reichs budget ſtellt für die 
Geſammtbedürfniſſe des Staats die Ziffer von 86,358,893 Gulden 
auf. Davon kommen 6,482,191 Gulden an Zollertrag in Abzug. 
Von den verbleibenden 79,876,702 Gulden fallen 55,913,691 
auf die eisleithaniſche und 23,963,010 auf die transleithaniſche 
Reichs bälfte. 

— Die „Neue freie Preſſe“ meldet: Die Verordnung, betref⸗ 
fend die Vereidigung der Staatsbeamten auf die Verfaſſung, hat 
Katferlihe Sanktion erhalten. Die Regierung wird dem Reichs- 
rathe ein Geſetz betreffs eventueller direkter Wahlen zum Reichs- 
ratde vorlegen. 

Paris, 21. Januar. Die „Preſſe“ theilt mit, daß der 
Kaifer, die Katſerin und der Kalſerliche Prinz beute in den Zui- 
lerleen einer feierlichen Meſſe zum Gedächtniß Ludwigs des Sechs⸗ 
zehnten beigewohnt haben. 

— Nach dem „Konftitutionnel" hat der Finanzminiſter geſtern 
das Comité der Jababer mextikaniſcher Obligationen empfangen. 
Dieſelben ſollen die Ueberzeugung mit fortgenommen haben, daß 
die Reglerung Alles zu thun gewillt iſt, um ihren Anſprüchen in 
berechttatem Maße Geltung zu verſchaffen. a 

Paris, 21. Januar. Der „Moniteur“ meldet vom Kriegs 
ſchauplaß am La Plata, daß keine weiteren Nachrichten von mtli- 
täriſchen Aktionen in Paraguay eingelaufen feienz übrigens babe 
ſich berausgeftellt, daß die bisherigen Bewegungen der Braſtllanet 
nicht im Stande geweſen ſeten, die Verbindung zwiſchen dem Lager 
von Humaita und dem Innern von Paraguay aufzubeben; es ſel 
vielmebr Lopez, welcher ih noch im vollen Befig aller bisherigen 
Hülfequ llen befinde, gelungen, eine geſchützte Kommunlkatlon längs 
den Flüſſen Trebignary und Vermelbo berzuſtellen. Die Uebergabe 
Humaitas durch Aus bungerung zu erzwingen, jet unmöglich erſchie⸗ 
nen; man glaubte deshalb, einen neuen Angriff erwarten zu müſ⸗ 
fen. — Die Cbolera, welche in Paraguay wütbet, iſt auch in 
Buenos-Ayres aufgetreten. Die Verbindung zwiſchen den Häfen 
von Montevideo und Buenos - Ayres iſt in Folge hiervon unter- 
brochen. Die Regierung von Montevideo hat vorübergehend den 
Zwangscours für Bankbillete eingeführt. 

Florenz, 20. Januar. (Deputlrtenkammer.) Fortſetung. 
Um das Defizit von 236 Millionen zu decken, ſollen theils neue 
Steuern auferlegt werden (Mabifteuer 76 Millionen, Beſteuerung 
gewiſſer Befugniffe, deren Ausübung früher der Regierung zuftand, 
4 Milltonen); theils ſollen alte Steuern produktiver gemacht wer⸗ 
den, nämlich die Regiftrirungs- und Stempeltaxe um 19, die Ta- 
baksſteuer um 8, die Einfudrzölle um 42 Millionen. Fernere Er- 
ſparungen in der Verwaltung werden auf 14 Millionen veranſchlagt, 
zuſammen 163, ungededt bleiben mithin 73 Millionen, welche durch 
allmälige Erhöhung des Extrages dieſer Steuern bis um 3 Prozent 
in längſtens 12 Jahen verſchwinden würden. 


Nachdem der Finanzminiſter elne Ueberſicht über die allgemeine 


Lage gegeben, ſetzt er die Gründe auseinander, welche für eine 
Verzichtleiſtung auf das Tabaksmonopol ſprechen und kündigt als⸗ 
dann mehrere Geſetzentwürfe an, betreffend dle Vereinfachung der 
Provinztal- und Kommunalverwaltungen, die Verbeſſerung der Lage 
der Beamten, die Uebertragung der Verwaltung des Staatsſchaßzes 


an die Nattonalbank und die Ueberlaſſung der Erhebung der di- 
rekten Steuern an die Kommunen. Der Staat, erllärt der Mi- 
niſter, habe noch disponible Kirchengüter im Geſammtwerthe von 
200 Millionen; man könne daber für das laufende Jahr die Mittel 
beſchaffen, ohne zu außtrordentlichen Maßregeln Zuflucht zu nehmen. 
Derſelbe ſchloß feine Auseinanderfegung über die Finanzlage mit 
der Erklärung, daß der Ertrag aus dem Verkauf der Kirchengüter, 
obgleich derſelbe ſehr günſtig von Statten geht, nicht genüge, um 
die finanziellen Schwierigkeiten definitiv zu beſeitigen. Der Mi- 
niſter wolle daber nach Votirung der Finanzgeſetze, wenn bis dahin 
auch die politiſche Lage ſich weiter verbeſſert habe, eine neue Fi⸗ 
nanzoperation in Vorſchlag bringen und zwar auf der Grundlage 
der noch im Beſitze des Staates befindlichen Kirchengüter, die aus⸗ 
reichend ſeien, um die finanzielle Zukunft ſicher zu ſtellen. 
Florenz, 21. Januar. Der Senat hielt heute ſeine erſte 
Sitzung nach der Vertagung. Der Konfeilpräfident zeigte die er⸗ 
folgte Neubildung des Kabinets an. Die einzelnen Miniſter reich- 
ten veiſchtedene von der Deputirtenkammer bereits genehmigte Ge⸗ 
ſetzentwürfe ein. — Die Deputittenfammer ſetzte die Budgetbe- 
rathung fort. Sämmtliche Artikel des Einnahme -Etats wurden 
genehmigt, mit Ausnahme der vorgängig ſuspendtrten. Im Laufe 
der Debatte erklärte ſich der Minifter der öffentlichen Arbeiten mit 
elner Herabſetzung der Telegraphiegebühren einverſtanden. — Die 
Mehrzahl der Journale beurtheilt das Finanz-Expoſs ungünſtig. 
Die Deputirten Crispi und Bargoni waren heute zur Königlichen 
Tafel geladen. 
London, 21. Januar. Earl Derby iſt wieder unwohl und 
daher außer Stande, dem heutigen Miniſterrathe belzuwohnen. 
London, 21. Januar. In den „Times“ wird eine Be⸗ 
ſchreibung des auf den Werften der „Thames Iron Works Com- 
panp“ im Bau begriffenen preußiſchen Panzerſchiffes „König Wil- 
helm" gegeben. Das Schiff wird von dem Citpblatt als die größte 
Panzerfregatte geſchildert, welche bisher gebaut worden iſt. Der 
Pa zer hat eine Dicke von acht Zoll; die Schiffsbatterle zählt 26 
Drelbundertpfünder und das Schiff ſelbſt iſt 365 Buß lang und 
60 Fuß brett. Die Maſchine hat 1150 Pferdekraft. Im Monat 
März wird die Fregatte vom Stapel laufen. 
Petersburg, 21. Januar. Der „Juvalide Ruſſe“ tritt 
der von dem Wiener Blatte „Debatte“ vertretenen Anſicht entge- 
gen, der zufolge die curopälſchen Mächte es aufgeben ſollten, über 
die unter türkiſcher Herrſchaft lebenden Chriſten ein Protektorat 
auszuüben. Das ruſſiſche Journal bemerkt dazu, daß ohne ſolche 
Stütze Seitens ibrer Glaubensbrüder alle chriſtlichen Stämme des 
Ortents durch Verzweiflung zum Aufſtande getrieben werden wür⸗ 
den. Dann könnten chrelſtliche Mächte in die üble Lage gerathen, 
zur Erhaltung muſelmänniſcher Herrſchaft mit dem Muſelmann ein 
Bündniß gegen Cyriſten eingeben zu müſſen. 


Pommern. 

Stettin, 22. Januar. Nach dem betreffenden Bundesge- 

fege werden portopflichtige Dienſtbrtefe bekanntlich mit dem für un⸗ 
frankirte Briefe eingeführten Zuſchlagsporto von 1 Sgr. alsdann 
nicht belegt, wenn die Eigenſchaft derſelden als Dienſtſache erkenn 
bar gemacht worden if. Zur Ausführung iſt jetzt angeordnet wor 
den, daß innerhalb des geſammten norddeutſchen Poſtgebletes das 
Zuſchlageporto wegfällt: bei Sendungen von öffentlichen Be hörden, 
von einzelnen, eine öffentliche Behörde vertretenden Bramten, ſo 
wie von Geiſtlichen in Ausübung amtlicher Funktionen; ſofern die 
Briefe auf der Adreſſe als Dienſtſache kenntlich gemacht, mit öffent- 
lichem Siegel oder Stempel verſchloſſen find. Iſt letzteres dem 
Beamten nicht übergeben, jo hat er das Fehlen des Amteſtegels 


den öffentlichen Behörden gebörten übrigens nicht nur die Bun- 
des- und unmittelbaren Staatsbebörden, ſondern auch dle mittel- 
baren Staatsbehörden, z. B. die ſtädtiſchen und ländlichen Ge- 
meindebeböden. Verwaltungsſtellen, welche weder im unmittel- 
baren noch mittelbaren Bundes- oder Staatsdlenſte ſtehen, find zur 
Anwendung einer Portobeztichnung nur jo weit berechtigt, als ihnen 
ſtaatliche Funktlonen, wie den Direftionen der Privat Eiſenbahnen 
Betreffs der Babupolizel übertragen find. Ausgeſchloſſen von dieſer 
Berechtigung find milde Stiftungen und Privat-Bereine, auch wenn 
dieſelben, nach Maßgabe der früberen, einſtwellen aufrechterbaltenen 
Bewilligungen die Portofreiheit für gewiſſe Sendungen haben. Bel 
Briefen, welche nach Gebieten außerbalb des norddeutſchen Poſtge⸗ 
bietes beſtimmt find, oder von dorther nach demſelden kommen, 
oder durch daſſelbe geben, findet der Erlaß des Zuſchlagporto's 
nicht ſtalt, da in dieſer Hinſicht lediglich die vertragemäßigen Be⸗ 
ſtimmungen gelten. 

— Nach einer Bekanntmachung des Kriegaminifteriums ſollen 
in dieſem Winter Uebungen der ſchifffahrttrelbenden Mannſchaften 
des Beurlaubtenſtandes nicht ſlattfinden. 

— Geſtern ſind in der Volksküche auf der Laſtadle 790, 
Grünhof 292, Torney 115, Bredow 295, Bredower Antheil 366, 
Zülchow 112, überhaupt alſo 1970 Portionen Suppe verabreicht. 
— Vorgeſtern Mittag wurde dem Meſſerſchmidt H. in der 
Schuhſtraße ſein vor dem Hauſe hängender Schaukaſten mit ver⸗ 
ſchledenen Meſſern geſtohlen. Den leeren Kaften fand man geſtern 
am Feſtungsgraben in der Nähe des Eiſenbahnhofes. — Aus einer 
Küche des Hauſes große Wollweberſtraße No. 10 find 6 Stück 
filberne Teelöffel, aus einer Wohnung große Wollweberſtraße Nr. 
36 verſchledene Kleidungsflüde und aus einem Handelskeller in 
der Hünerbeinerfiraße durch die kurz nachher ergriffenen Burſchen 
Ed. Stelnſtröm und Aug. Höpfner 2 Paar Enten geſtohlen 
worden. 

— In dem elegant hergerichteten Brockmannſchen Circus im 
Schützengarten verſammelt ſich ſeit Sonntag allabendlich ein jahl⸗ 
reiches Publikum, welches den überraſchenden Lelſtungen des Zauber- 
künſtlers Agoſton mit dem lebhafteſten Intereſſe folgt und dieſelben 
mit dem lauteſten Beifall begleitet. Herr A. überraſcht ebenſo ſehr 
durch ſeine Geſchſcklichkelt, wie er durch einen gewählten Vortrag 
— eine feltene Erſcheinung bei ſelnen Kollegen — zu feſſeln ver- 
ſteht. Durch dirje Eigenſchaft weiß er ſelbſt ſchon bekannten und 


erklärten Piecen einen neuen Reiz zu verleihen. 


nahme bei dem Publikum zu erfreuen hatten. 


durch Unterſchrift des Namens und Amtes zu beſchelnigen. Zu 


Durchaus neu 
ſind ſeine Geiſtererſcheinnugen, welche ſich bis jetzt der beſten Auf⸗ 
Den Schluß 


ſeiner Vorſtellung bildet die Wunderfontaine. Nach den bleßerigen 


mit großem Beifall aufgenommenen Vorſtellungen läßt ſich erwar⸗ 


ten, daß auch die ferneren eine bedeutende Zugkraft auf das Publi⸗ 
kum ausüben werden. — Der Salon ſelbſt iſt auf das Eleganteſte 
dekorirt und vor jeder Zugluft bewahrt, ebenſo iſt durch Auflegen 
von Kokosmatten das Frieren der Füße, welches ſich bei Brockmann 
jo unangenehm fühlbar machte, beſeitigt. Von dem Thore des 
Schützenbauſes bis zu dem Eingange des Salons iſt ein ſehr guter 
Weg bergeftelt worden, der binnen Kurzem überdies durch elektri⸗ 
ſches Licht erleuchtet werden wird. 


Vermiſchtes. 

Berlin, 20. Januar. Es if ſchon früher in dieſen Blät⸗ 
tern der Fabrikate der hieſigen wohlrenommirten Spielkarten 
Fabrikate von Pfeiffer, Anhaltiſche Kommunikation Nr. 18, 
rühmlich gedacht worden. Neuerdings iſt auf ein ſehr in Aufnahme 
gekommenes Fabrikat, das auch aus dleſer Fabrik hervorgeht, auf 
undurchſichtige Karten nämlich hinzuweiſen, die ebenſo fein und 
glatt und beinahe eben ſo dünn wie die übrigen ſind, und dabei 
nur 1 Sgr. mehr als dieſe koſten. Es mag dabei zur Empfehlung 
derſelben noch erwähnt werden, daß auch in Köln dergleichen Kar- 
ten gemacht werden, die indeſſen bedeutend ſtärker ſind und auch 3 
Sgr. mehr koſten als die gewöhnlſchen. 


Viehmärkte. 

Berlin. Am 20. Januar c. wurden an Schlachtvieh auf hieſigen 
Viehmarkt zum Verkauf aufgetrieben: 

An Rindvieh 1274 Stück; fette beſte Waare wurde mit 16—17 Thlr., 
mittel 13—14 Thlr., ord. 9—11 Thlr. per 100 Pfd. Fleiſchgewicht bezahlt, 
und wurden mehrere Ankäufe nach den Rheinlanden gemacht. 

An Schweinen 3594 Stück. Der Handel war ziemlich lebhaft, doch 
konnten bei dieſen bedeutenden Zutriften nur ſehr mittelmäßige Preiſe er⸗ 
zielt werden, beſte feine Kern⸗Schweine wurden nur mit 16—17 Thlr. per 
100 Pfd. Fleiſchgewicht bezahlt, Beſtände wurden nicht geräumt. 

An Schafen 2650 Stück. Die Preiſe waren merklich gedrückter als 
vorwöchentlich, fette Hammel im Gewicht von 40—48 Pfd. wurden mit 7 
bis 7½ Thlr. bezahlt. ö ö { 

An Kälbern 715 Stück, wofür fih die Durchſchnittspreiſe niedriger 
ſtellten als ſeit mehreren Wochen. 


Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 22. Januar. Witterung: trübe, Nachts leichter Froſt. 
Temperatur + 1 R. Wind: SO 

An der Bor ſe. 

Weizen ſteigend bezahlt, per 2125 Pfd. gelber inländ. 102 —107 ½ 
bez., ungariſcher 89 — 99 94 bez., weißer poln. 105 —107 4 bez., 
bunter do. 100—105 bez, 83 —85pfd. gelber Frübj. 100 — 101 
bez., Br. und Gd., Mai⸗Juni 101 % Br., Juni⸗Juli 102 9% bez., 
101 1, Ib Br. 

Roggen höher bezahlt, pr. 2000 Pfd. loco 78 — 79 bez., gerin · 
er 75½—77½ bez., Januar 77½ m Gd., Frühjahr 77, 78 ½, 
4 bez. * Br., Mai⸗Juni 77 M bez., 78 Br., Juni⸗Juli 77 

ez. u. Gd. 

Gerſte ſchwer verkäuflich, pr. 1750 Pfd. loco ungariſche 50 ½—52 
, mähriſche 53—54 9% bez., 69 —70pfd. ſchleſ. Gent, 54½ A Gd. 

Hafer höher bezahlt, per 1300 Pfd. 36 ½ —37½ & bez., 47 —50pfd. 


S. 8 u. Gd. 

Erbſen feſt, pr. Pfd. loco 68 71 bez., Viktoriaerbſen 95 
bez., Frübjahr 70 %, Gd. 

Biden loco 56-58 „ bez. 

Lupinen loco gelbe 33—40 , Frühjahr 42 ½ . Br. 

Rüdsdı wenig verändert, loco 10%, % Br., Januar und Januar ⸗ 
Februar 10 % Gd., April-⸗Mai 101, 4 Br. 

Spiritus wenig verändert, loco ohne Faß 20½ & bez., mit Faß 
197, i bez, Januar⸗Februar 20 74 bez. u. Br., Frühjahr 20 ½ . 
= 5 a Mat» Zuni 20%, % Gd., Juni -Juli 21 ½ , bez, 21 

eld. 

Angemeldet: 100 Wſpl. Roggen. 

Regulirungs⸗Preiſe: Weizen —, Roggen 77½, Rüböl 10, 
Spiritus 20. 

Landmarkt. N 

Weizen 96—105 , Roggen 75 —78 , Gerſte 5054 . 
Hafer 36—38 4 pr. 26 Scheffel, Erbſen 68—71 e per 25 Scheffel, 
Heu pr. Ctr. 23—27½ Ir, Stroh pr. Schock 7—8 N 

Breslau, 21. Januar. Spiritus per 8000 Tralles 19½. Weizen 
per Januar 95 Br. Roggen pr. Jauuar 73 ½, per Frühjahr 74. 
Rüböl pr. Januar 10 Br., pr. Frühjahr 10 Br. Raps pr. Januar 89 
Br. Zink feſt. f 
Hamburg, 21. Januar. Getreidemarkt. Roggen bb auswärts, na⸗ 
mentlich ab Petersburg bedeutender Umſatz, reichlich 1000 Laſt zu 1˙—2 
‚Ag, höheren Preiſen. Getreide auf Termine geſucht. Weizen pr. Januar 
5400 Pfd. netto 176 Bankothaler Br., 75 Gd., Januar-Februar 176 Br., 
175 Gb., pr. Frühi. 177 Br., 176 Gd. Roggen pr. Januar 5000 Pfd. 
Brutto 139 Br., 138 Gd., Januar ⸗ Februar 138 Br. 137 Gd., per 
Frühjahr 137 Br. 136 Od. Hafer fe, aber beſchränkt. Rüboöl feſter, loco 
22½, per Mai 23, per Oktober 23%. Spiritus ruhig. Kaffee ruhig. Zink 
unverändert. — Kaltes Wetter. N 

Amſterdam, 21. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 


auf Termine fteigend, pr. März 3982 pr. Mai 310 pr. Juni 90188. 
Stettim, den 22 Januar. * zu 


Hamburg -»:)6 Tag. 151, G St. Börsenhaus-O. . 4 FL 
” 2 Dt, — St. Schauspielh.-O. 5 — 
Amsterdam 8 Tag. 143% G [Pom. Chausseeb.-O. 5 
5 2 Mt. 142% bz Used. Woll. Kreis-O.] 5 * 
London - 10 Tag.] 6 24% bz Pr. National- V.-A. - 4 | 119 B 
ee 3 Mt. 6 23%, bz Pr. See-Assecuranz 4 — 
Paris 10 Tg 81%, G [Pomerania - 4 119 B 
212 2 Mt. * Union 4 108 B 
Bremen. 3 Mt. — St. Speicher -A. 5 * — 
St. Petersbg. 3 Weh. 93½ „ |Ver.-Speicher-A.. . 5 L 
Wien . 8 Tag. — Pom.Prov.-Zuckers.| 5 900 6 
n 2 Mt. — N. St. Zuckersied.- 4 er 
Preuss. Bank 4 Lomb. 4½ & |Mesch. Zuckerfabrik 4 — 
Sts.-Anl.54 57 4½ — Bredower „ 4 2 
1 1 5 — Walzmühle 5 — 
St.-Schldsch. 3½ — St. Portl.-Cementf.“ 4 du 
F. Früm.-Anl. 314 2 St. Dampfschlepp@.| 5 — 
Pomm. Pfdbr.] 3½ — St. Dampfschifl- V.. 5 — 
5 5 — Neue Dampfer-C. 4 — 
„ Rentenb;| 4 — Germania 99%, bz 
Rikt. P. F. B. A. 4 _ Vulkan +44 908 
Berl.-St. E. A.] 4 . t. Dampfmühle 4 114 B 
u Prior.) 4 — Pommerensd: © 4 un 
» „ 4½ — Chem. Febrik-Ant..| 44 — 
Starg.-P. E. A. 4½ — St. Kraftdünger- F..“ 
„ . Brior. — Gemeinn. Bauges. . 5 . 
St. Stadt-O. -| 4½ 94 B 


